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Mitglieder-Info Nr. 11/2013 
 
„Eine Hochschule für Alle“ 
Ergebnisse der Evaluation der Empfehlung der 6. Mit gliederversammlung der Hoch-
schulrektorenkonferenz  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im April 2009 verabschiedete die Mitgliederversammlung der Hochschulrektorenkonferenz 
die Empfehlung „Eine Hochschule für Alle“ zum Studium mit Behinderung und chronischer 
Krankheit.  

In dieser Empfehlung stellen die Hochschulen u. a. fest, dass die Belange von Studieren-
den mit Behinderung und chronischer Krankheit nicht ausreichend berücksichtigt werden. 
Zielsetzung der Empfehlung ist es, die chanchengerechte Teilhabe von Studierenden mit 
Behinderung und chronischer Krankheit zu verbessern, indem die den Hochschulen zur 
Verfügung stehenden Instrumente – angefangen bei der Gestaltung von Curricula, der 
Gewährung von Nachteilsausgleichen bis hin zu baulichen Erfordernissen – dargestellt 
und entsprechende Maßnahmen zur Überwindung von Barrieren aufgezeigt werden. 

Ziel der nun durchgeführten Evaluation dieser Empfehlung der Hochschulrektorenkonfe-
renz (HRK) ist es, einen ersten Überblick über die an den Hochschulen eingeleiteten 
Maßnahmen zu erhalten. 

Von den 268 Mitgliedshochschulen der HRK haben 135 an der Evaluation teilgenommen. 
Ergebnisse dieser Evaluation sind u. a.  

• dass Konzepte zur flächendeckenden Umsetzung von Barrierefreiheit an weniger als 
einem Viertel der befragten Hochschulen bestehen. 
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• Gründe für eine fehlende Umsetzung von Barrierefreiheit vornehmlich finanzieller Na-
tur sind, 

• Seh- und hörbeeinträchtigte Personen im Hochschulalltag noch auf vielfältige Barrie-
ren stoßen.  

• Weit mehr als die Hälfte der an der Evaluation teilnehmenden Hochschulen über keine 
speziellen Arbeitsräume bzw. Plätze für Studierende mit Beeinträchtigung verfügen. 

Ich habe den Evaluationsbericht als Anlage 1  und die Empfehlung der 
Mitgliederversammlung der HRK vom 21.04.2009 „Eine Hochschule für Alle“ als Anlage 2  
beigefügt. Wir haben in den Gremien der BAGüS mehrfach festgestellt, dass es eine vorrangige Ver-
pflichtung der Hochschulen selbst ist, den Zugang zum Studium auch für Menschen mit 
Beeinträchtigung zu ermöglichen.  

In den aktuellen Hochschulempfehlungen der BAGüS vom 21.09.2012 wird unter Hinweis 
auf Art. 24 UN-BRK im Vorwort ausgeführt, dass es zu den originären Aufgaben einer 
Hochschule gehört, dort vorrangig alle notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, die 
Menschen mit Behinderungen ein erfolgreiches Studium ermöglichen. Hierzu gehört der 
Einsatz persönlicher und sächlicher Mittel.  

Wie dem nunmehr veröffentlichten Evaluationsbericht zu entnehmen ist, ist dies leider bei 
der Mehrzahl der Hochschulen offenbar noch nicht erreicht. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


